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Änderungsantrag zu PB.L-01

Von Zeile 439 bis 443:
Schiene und Wasserstraßen im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele neu bewertet wird. Die

anstehende Überprüfung des aktuellen Bundesverkehrswegeplans werden wir nutzen, um nicht

planfestgestellte Straßenneubauprojekte, insbesondere Autobahnabschnitte, mit deren Bau

noch nicht begonnen wurde, noch einmal auf den Prüfstand zu stellen und mit einem Klima- und

Umweltcheck, der als Maßstab unter anderem die Erreichung der Pariser Klimaschutzziele für

den Verkehrssektor ansetzt, neu zu bewerten. Bei der Prüfung sind neben den gestiegenen

geschätzten Kosten für den Bau alle Kosten der Klima- und Umweltauswirkungen in eine neue

Nutzen-Kosten-Bewertung einzubeziehen. Bis die Überprüfungen abgeschlossen sind, werden

die Planungen und bauvorbereitenden Maßnahmen nicht weitergeführt. Die Investitionen

werden wir umschichten zugunsten der Sanierung maroder Infrastruktur und des 

Begründung

Durch die Änderungen wird die Überprüfung auf solche Vorhaben ausgedehnt, die zwar

planfestgestellt sind, mit deren Bau jedoch noch nicht begonnen wurde. Als Baubeginn gilt die

Freigabe der erforderlichen Haushaltsmittel durch den Haushaltsausschuss des Bundestages. Eine

neue Nutzen-Kosten-Bewertung ist notwendig, um durch die Einbeziehung von Umweltkosten und

Kostensteigerungen zu einer realistischeren Bewertung zu gelangen. Es wird klargestellt, dass bis

zum Abschluss der Überprüfung nicht weitergeplant werden darf. Da auch bei in Planung

befindlichen Straßenbaumaßnahmen bauvorbereitende Maßnahmen durchgeführt werden können,

sind auch diese bis zum Abschluss der Neubewertung ausgeschlossen. Diese Klarstellung sichert

das Ziel ab, keine weiteren Tatsachen zu schaffen, bevor die Überprüfungen der

Straßenneubauvorhaben abgeschlossen sind.
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